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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Höcheri, Dr. Aithammer, Dr. Häfele, 
Dr. Köhler (Duisburg) und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/4400 — 

betr. Ausführungen des Bundesfinanzministers in seiner Einbringungsrede zum 
Bundeshaushalt 1976 am 4. November 1975 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
18. Dezember 1975 - IIAl - Hl 120 - 75/76 - namens der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet; 


1. Der Bundesfinanzminister hat in seiner Einbringungsrede zum 
Bundeshaushalt 1976 am 4. November 1975 im Abschnitt über 
die Sozialleistungen (BT-Protokoll S. 13 620) folgendes aus- 
geführt: 

, Einen Stillstand der Gesetzgebung darf es aber auch aus einem 
anderen Grunde nicht geben. Das würde nämlich bedeuten, daß 
diejenigen, die heute unter dem „Regenschirm" gesetzlicher 
Privilegien stehen, auf Dauer privilegiert bleiben.' 

Wir fragen die Bundesregierung, welche gesetzlichen Privilegien 
der Bundesfinanzminister bei diesen Ausführungen gemeint hat 
und ob und wann die Bundesregierung beabsichtigt, diese 
Privilegien abzubauen? 


Der Redeabschnitt, aus dessen letztem Teil das Zitat stammt, 
befaßte sich mit den finanzwirkamen Gesetzesvorhaben der 
Bundesregierung, ln dem Abschnitt wurde dargelegt, daß es 
keinen Gesetzgebungsstillstand geben könne, und zwar weder 
für haushaltsbelastende noch für haushaltsentlastende Gesetze. 
In diesem Zusammenhang ist auch das Bild des „Regenschirms 
gesetzlicher Privilegien" gebracht worden. Damit sollte verdeut- 
licht werden, daß es beständige Aufgabe jeder verantwortungs- 
vollen Politik ist, bestehende Gesetze darauf zu überprüfen, ob 
sie angesichts fortgeschrittener Entwicklung noch sachgemäß 
sind. Diese Aufgabe stellt sich ebenso wie die, neue Gesetze für 
Tatbestände zu schaffen, die unzureichend berücksichtigt sind. 
An der Überprüfung von Leistungen, die überholt oder in der 
früher einmal getroffenen Ausformung nicht mehr sachgerecht 
erscheinen, kann ebensowenig vorbeigegangen werden, wie 
daran, neue Hilfe zu gewähren, wo dies notwendig ist. 
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2. Der Bundesfinanzminister hat weiterhin in seiner Rede folgen- 
des ausgeführt: 

„Es kann eine Umstrukturierung der öffentlichen Ausgaben not- 
wendig werden, weil neue und unabweisbare Leistungstat- 
bestände, die viel Geld kosten, nur bei Einsparungen an anderer 
Stelle zu finanzieren sein werden/' 

Wir fragen die Bundesregierung, welche neuen und unabweis- 
baren Leistungstatbestände, die viel Geld kosten, vom Bundes- 
finanzminister gemeint waren und an welchen Stellen Ein- 
sparungen notwendig sind, um diese zu finanzieren? 

Der Bundesminister der Finanzen hat diesen Gedanken in 
seiner Festansprache beim Verbandstag 1975 des Deutschen 
Genossenschafts- und Raiffeisenverbandes konkretisiert und 
folgendes ausgeführt: 

„Niemand kann uns garantieren, daß wir nicht 1978 oder 1979 
zusätzlich belastet werden aus internationalen Verpflichtungen 
zugunsten der Entwicklungsländer, zugunsten der Europäischen 
Gemeinschaft, die ein zunehmendes Risiko für den Bundeshaus- 
halt wird. 

Wer kann eigentlich sagen, unsere Sozialordnung sei so, wie 
sie jetzt ist, in Ordnung und bedürfe keineswegs weiterer 
Korrekturen zugunsten der sozial Schwächeren? Das bedeutet 
aber doch nichts anderes, als daß auch nach 1976 zusätzliche 
Ansprüche an die öffentlichen Kassen möglich werden könnten. 
Wenn aber zusätzlich hohe Anforderungen an die öffentlichen 
Hände gestellt werden, die nicht in der mittelfristigen Finanz- 
planung Platz gefunden haben, die aber dennoch aus Gründen 
der Solidarität mit der Welt, der inneren oder der äußeren 
Sicherheit, der sozialen Gerechtigkeit, der Verbesserung unse- 
rer Wirtschaftsstruktur unabweisbar sind, dann muß eben, da 
die Verschuldung der öffentlichen Hände nicht errneut wesent- 
lich anhebbar sein wird, anderswo zusätzlich gespart werden. 
Der Prozeß der Setzung von Prioritäten in der öffentlichen 
Firanzwirtschalt wird sich fortsetzen und ist auch nach der 
Überwindung der gegenwärtigen Rezession und der mit ihr ver- 
bundenen Haushaltsprobleme nicht beendet. Aus der heutigen 
Sicht haben wir mit der mittelfristigen Finanzplanung die 
Akzente richtig gesetzt. Es wäre aber leichtfertig, zu behaupten, 
damit sei der Finanzminister bis zum Ende dieses Jahrzehnts 
aller Sorgen und Schwierigkeiten ledig." 
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